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21. Wahlperiode 24.06.2025

Kleine Anfrage

der Abgeordneten Timon Dzienus, Andreas Audretsch, Lisa Paus, Prof. Dr. Armin
Grau, Ricarda Lang, Sylvia Rietenberg, Corinna Riiffer und der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Plane der Bundesregierung zu Veranderungen beim Blirgergeld

Die Bundesregierung plant Verdnderungen beim Biirgergeld. Die diesbeziig-
liche Wortwahl reicht von ,,Das bisherige Biirgergeldsystem gestalten wir zu
einer neuen Grundsicherung fiir Arbeitssuchende um* (Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD, Z. 501) iiber ,,Wir miissen wirklich an die Substanz
des Systems gehen* (Carsten Linnemann, www.tagesschau.de/inland/innenpoli
tik/buergergeld-reform-debatte-100.html) zu ,,Ich kann den Begriff Biirgergeld
abschaffen. Das Wort dafiir ist schlieBlich erst mal egal. Uns eint das Ziel, die
Grundsicherung weiterzuentwickeln und treffsicherer zu machen (Bérbel Bas,
www.stern.de/politik/deutschland/arbeitsministerin-baerbel-bas-fuer-ausnahme
n-bei-buergergeld-sanktionen-35776394.html). Vor diesem Hintergrund begeh-
ren die Fragesteller, mehr iiber die Plane der Bundesregierung zu erfahren und
Daten abzufragen, die als wissenschaftliche Grundlage der Reformen dienen
konnten.

Wir fragen die Bundesregierung:

1. Wie viele Sanktionen wurden jdhrlich seit 2019 auf Grundlage von § 31
Absatz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) ausgesprochen
(bitte nach Art der Pflichtverletzung differenzieren), und wie stehen diese
im Verhiltnis zu allen Leistungsberechtigten?

2. Welcher prozentuale Anteil an Leistungsberechtigten war im Jahr 2024
mit mindestens einer Sanktion belegt, und wie viel Prozent der Leistungs-
berechtigten waren von keiner Sanktion betroffen?

3. Wie viele Leistungsberechtigte im Biirgergeldbezug haben im Jahr 2024
wiederholt zumutbare Arbeitsangebote ohne wichtigen Grund abgelehnt,
und in wie vielen Féllen wurde dies durch Sanktionen geméf § 31 SGB II
geahndet?

4. Wie viele Leistungsberechtigte haben im Jahr 2024 eine sogenannte Total-
sanktion nach § 31a Absatz 7 SGB II erhalten, und wie hoch war die mini-
male, maximale und durchschnittliche Sanktionsldnge und Sanktionshohe
in diesen Fillen?

5. Wie hoch ist der Anteil an Leistungsberechtigten mit einer sogenannten
Totalsanktion nach § 31a Absatz 7 SGB II an allen Leistungsberechtigten?

6. Was ist unter dem im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
verwendeten Begriff ,,vollstdndiger Leistungsentzug® (Z. 516) konkret zu
verstehen, inwiefern unterscheidet sich dieses Vorhaben von den bereits
geltenden Totalsanktionen nach § 31a Absatz 7 SGB 11?
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7. Beabsichtigt die Bundesregierung mit dem im Koalitionsvertrag zwischen
CDU, CSU und SPD angekiindigten ,,vollstindiger Leistungsentzug™
(Z.516) auch eine komplette Streichung der Leistungen fiir Unterkunft
und Heizung, oder lediglich eine Streichung des gewihrten Regelbedarfs?

8. Plant die Bundesregierung, die im § 31a Absatz 7 SGB II geregelte Mog-
lichkeit zur vollstindigen Streichung des Regelbedarfs iiber den derzeit
geltenden Zeitraum hinaus zu verldngern oder auf weitere Personengrup-
pen oder Pflichtverletzungen auszuweiten?

9. Welche konkreten Vorkehrungen trifft die Bundesregierung, um sicherzu-
stellen, dass bei einer vollstindigen Streichung des Regelbedarfs gemal
§ 31a Absatz 7 SGB II das vom Bundesverfassungsgericht in seinem Ur-
teil vom 5. November 2019 (1 BvL 7/16) garantierte menschenwiirdige
Existenzminimum geméaf Artikel 1 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 20
Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) jederzeit gewahrt bleibt?

10. Beabsichtigt die Bundesregierung, die in den § 31 ff. SGB II vorgesehe-
nen anteiligen Kiirzungen des Regelbedarfs im Biirgergeldsystem auszu-
weiten, etwa durch die Einfithrung zusétzlicher Tatbestinde fiir Pflichtver-
letzungen, eine Erhohung der Sanktionshdhe, eine Verlangerung der Kiir-
zungszeitraume oder eine Verschiarfung der Sanktionen bei Meldever-
sdumnissen nach § 32 SGB II, und wenn ja, in welchem konkreten Um-
fang, und mit welchem zeitlichen Umsetzungsrahmen?

11. Welche belastbaren statistischen Daten iiber die Héufigkeit und Griinde
der Nichtwahrnehmung von Beratungsterminen durch Biirgergeldbezie-
hende liegen der Bundesregierung vor, die die pauschale Aussage von
Bundesministerin Bérbel Bas am Tag der Jobcenter (17. Juni 2025) stiit-
zen, wonach ,,manche Leistungsberechtigte es mit der Termintreue nicht
so genau nehmen*?

12. Mit welchen finanziellen Einsparungen rechnet die Bundesregierung,
wenn ein Terminversdumnis statt mit einer Leistungskiirzung von 10 Pro-
zent direkt mit einer Leistungskiirzung von 30 Prozent sanktioniert wer-
den wiirde, und wie setzen sich diese Einsparungen im Einzelnen zusam-
men (z. B. durch geringere Regelleistungszahlungen, geringere Ausgaben
fiir BildungsmafBnahmen, hohere Riickforderungen)?

13. Welche quantitativen Daten liegen der Bundesregierung zu finanziellen
Einsparungen im Bundeshaushalt vor, die im Zeitraum der Anwendung
des Vermittlungsvorrangs geméfl § 3 SGB II (bis Ende 2022) erzielt wur-
den — gegeniiber der Zeit, in der der Vermittlungsvorrang nicht galt und es
ggf. zu Mehrausgaben fiir Qualifikationsmafinahmen oder Leistungszah-
lungen im Bundeshaushalt kam?

14. Liegen der Bundesregierung Daten vor, mit denen sich der durchschnitt-
liche Verwaltungsaufwand fiir die Bearbeitung von Sanktionen im Bereich
des SGB II — differenziert nach Art der Sanktion und Tatbestand gemal3
§ 31 ff. SGB II — dem jeweiligen Einsparvolumen gegeniiberstellen lésst,
und wenn ja, wie hoch war der durchschnittliche zeitliche Bearbeitungs-
aufwand je Sanktionstatbestand im Jahr 2024, und wie hoch waren die da-
mit verbundenen Lohn- bzw. Personalkosten im Verhéltnis zur jeweils
festgestellten Einsparung an Regelleistungen?
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

Welche konkreten MaBinahmen trifft die Bundesregierung, um sicherzu-
stellen, dass verschirfte Sanktionen im SGB II nicht zu existenzbedrohen-
den Folgen wie Wohnungslosigkeit, Gesundheitsrisiken oder einer Eskala-
tion familidrer Konflikte filhren — insbesondere vor dem Hintergrund der
wiederholt geduBerten Kritik von Fachverbanden wie der Nationalen Ar-
mutskonferenz (NAK) (siche beispielsweise NAK Schattenbericht 2025)
und der Diakonie Deutschland (siche beispielsweise Kurzbewertung der
Diakonie zur Bundestagsdrucksache 20/9999), die solche Risiken bei vul-
nerablen Gruppen dokumentieren?

Wie haben sich die Kennzahlen zur Nachhaltigkeit von Arbeitsvermittlun-
gen im SGB II im Zeitraum von 2015 bis 2024 entwickelt, insbesondere
im Hinblick auf

a) die durchschnittliche Dauer von Beschéftigungsverhdltnissen nach
Vermittlung (bitte die Verbleibsermittlung der Forderstatistik der Bun-
desagentur fiir Arbeit nutzen),

b) die Art der aufgenommenen Beschéftigung (z. B. unbefristet, befristet,
sozialversicherungspflichtig, geringfiigig, Leiharbeit),

c) die Riickkehrquote in den SGB-II-Leistungsbezug innerhalb von sechs
bzw. zwolf Monaten nach Vermittlung (beispielsweise Kennzahlen
nach § 48a SGB III),

und welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus diesen Ent-
wicklungen hinsichtlich der Wirksamkeit und Nachhaltigkeit arbeits-
marktpolitischer Maflnahmen?

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der Entwick-
lung der verfiigbaren Daten zur Nachhaltigkeit von Arbeitsvermittlungen
von SGB-II-Leistungsbeziehenden — insbesondere hinsichtlich Verbleib-
dauer in Beschéftigung, Qualitit des Arbeitsverhéltnisses und Riickfallen
in den Leistungsbezug — seit 2015, und inwiefern sieht sie diese Entwick-
lungen als fachliche Rechtfertigung fiir die Wiedereinfithrung des Vermitt-
lungsvorrangs?

Welche konkreten MaBnahmen sieht die Bundesregierung vor, um im
Rahmen der geplanten Wiedereinfilhrung des Vermittlungsvorrangs
sicherzustellen, dass kurzfristige Vermittlungen in Erwerbstétigkeit nicht
zulasten nachhaltiger Arbeitsmarktintegration durch Qualifizierungsmaf-
nahmen oder lebenslagenorientierte Forderangebote erfolgen — insbeson-
dere bei Personen mit erh6htem Unterstiitzungsbedarf?

Welche wissenschaftlichen Erkenntnisse oder empirischen Daten liegen
der Bundesregierung zu den Risiken eines Vermittlungsvorrangs nach § 3
SGB II fiir Personen mit mehrfachen Vermittlungshemmnissen vor — ins-
besondere fiir Langzeitarbeitslose, Alleinerziechende oder Menschen mit
familidren Pflegeverpflichtungen —, und inwiefern werden diese bei der
(geplanten) Wiedereinfiihrung des Vermittlungsvorrangs berticksichtigt?

Wie viele Verdachtsfille auf organisierten oder bandenméBigen Leistungs-
missbrauch im Bereich des Biirgergeldes (SGB II) wurden im Zeitraum
von Januar 2023 bis Mai 2025 gemeldet — insbesondere im Zusammen-
hang mit mutmaBlich mafiésen oder strukturell organisierten Tétergrup-
pen —, wie viele davon bestétigten sich nach behordlicher Priifung oder
strafrechtlicher Verfolgung, und welche Erkenntnisse liegen der Bundes-
regierung zu den typischen Vorgehensweisen dieser Fille vor?



Drucksache 21/552 —4 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

21. Welche konkreten Mafinahmen zur Missbrauchskontrolle im Bereich des
SGB II setzen Jobcenter derzeit ein — etwa in Form von Datenabgleichen,
personlichen Vorsprachen, Vor-Ort-Priifungen, Hausbesuchen oder Zu-
sammenarbeit mit anderen Behorden —, auf welcher rechtlichen Grundlage
erfolgen diese Maflnahmen jeweils, und in welchem Umfang wurden sie
in den Jahren 2023 und 2024 durchgefiihrt?

22. Wie bewertet die Bundesregierung das Verhiltnis zwischen der Anzahl
und dem Umfang nachgewiesener systematischer Leistungsmissbrauchs-
falle im SGB II seit 2023 einerseits und dem mit deren Aufdeckung ver-
bundenen allgemeinen Verwaltungsaufwand andererseits — insbesondere
im Hinblick auf Personaleinsatz, Priifverfahren, Ordnungswidrigkeiten-
verfahren und die Durchsetzung von Buf3geldern?

23. Wie viele Uberschneidungsmitteilungen nach § 52 SGB Il wurden den
Jobcentern in den Jahren 2023 und 2024 zur Verfiigung gestellt, und wie
verteilen sich diese auf die verschiedenen Datenquellen?

24. In wie vielen Fillen wurden in den Jahren 2023 und 2024 durch die Uber-
schneidungsmitteilungen nach § 52 SGB II Uberzahlungen festgestellt,
die zu Riickforderungen fiihrten (bitte nach Uberzahlung wegen nicht an-
gegebener Beschiftigung, Uberzahlung wegen nicht angegebener Kapital-
ertriige, Uberzahlung wegen nicht korrekt angegebenen Vermdgens oder
anderer Griinde aufschliisseln; bitte auch Angaben zur sogenannten Riick-
forderungsquote hinzufiigen)?

25. Wie hoch war der prozentuale Anteil von Leistungsberechtigten, die in
den Jahren 2023 und 2024 eine Riickforderung infolge einer Uberschnei-
dungsmitteilung nach § 52 SGB II erhielten, an allen Leistungsberechtig-
ten?

26. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2023
sowie 2024 die Summen der Riickforderungen aufgrund eingegangener
Hinweise darauf, dass SGB-II-Beziehende Vermdgen oder Zusatzeinkiinf-
te nicht ordnungsgemail angegeben hitten?

27. Liegen der Bundesregierung die Ergebnisse der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) 2023 bereits vor, und wann ist mit einem Ent-
wurf fiir ein Regelbedarfsermittlungsgesetz auf Grundlage dieser Daten zu
rechnen?

28. Wie bewertet die Bundesregierung die Einschitzung von Wohlfahrtsver-
binden und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, dass die aktu-
ellen Regelsdtze das soziokulturelle Existenzminimum nachweislich nicht
abdecken?

29. Plant die Bundesregierung bei der im Koalitionsvertrag zwischen CDU,
CSU und SPD vorgesehenen Anderung des Anpassungsmechanismus der
Regelsitze (Z. 521), auch zukiinftig die Inflation zu beriicksichtigen, die
ab dem Zeitpunkt der zuletzt beriicksichtigten statistischen Daten (bisher
Juni des Vorjahres) bis zum Ende des Geltungszeitraums der Regelsitze
(Dezember eines Jahres) auftritt, und wenn nein, wie plant die Bundes-
regierung, eine faktische Unterschreitung des Existenzminimums durch
unterjéhrige Inflation zu vermeiden?
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30. Vor dem Hintergrund der aktuellen Nachweispflichten zur Feststellung der
Bediirftigkeit aller Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft gemal3 § 7 Ab-
satz 3 SGB II — insbesondere fiir Lebensgefahrten und volljdhrige Kinder
unter 25 Jahren —, welche konkreten MalBnahmen zur Biirokratieentlas-
tung und Vereinfachung der Verwaltungsverfahren plant die Bundesregie-
rung im Rahmen des Biirgergeldes, etwa durch digitalisierte Verfahren?

31. Plant die Bundesregierung Verbesserungen der Erwerbsanreize durch An-
derungen bei den Anrechnungsregeln, und wenn ja, in welchem Umfang,
und zu welchem Zeitpunkt ist eine entsprechende Anpassung vorgesehen?

Berlin, den 23. Juni 2025

Katharina Droge, Britta HaBelmann und Fraktion



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KélIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333



	Kleine Anfrage der Abgeordneten Timon Dzienus, Andreas Audretsch, Lisa Paus, Prof. Dr. Armin Grau, Ricarda Lang, Sylvia Rietenberg, Corinna Rüffer und der Fraktion BÜNDNIS 90/­DIE GRÜNEN
	Pläne der Bundesregierung zu Veränderungen beim Bürgergeld
	Wir fragen die Bundesregierung:



